
Ernst Hıppel, Die Vereinigten Staaten VO  3 Europa als Rechtsproblem
VO Dezember 1949 keiner vorherigen kirchlichen Genehmigung 1N
denen „über. dıe SCEMCINSAMEC Verteidigung der Grundprinzipien des Natur-
rechts oder der christlichen Religion den geschlossenen Ansturm der
heutigen Gottesteinde beraten wird:‘ (AAS 1950 145) iıne Verständigung
über Zıel un Weg empfiehlt sich drıngend auch deshalb we1il das Kırchen-
volk wird Wenn VU den kirchlichen Führern der einzelnen Be-
kenntn1isse einander wıidersprechende Ratschläge üb die einzunehmende
Haltung C1HETr unmittelbar praktischen rage gegeben werden Be1 der
den Christen heute aufgezwungenen Abwehr SCHDEM den Kommunismus sınd
die Katholiken ohne bepeit en Protestanten die and reichen
Ööge auch den Protestanten die Zahl der T’heologen und 1a:ıen
nehmen,; dıe alle tferenzen mMit R.om als An-
gelegenheıt ansehen 1e weder di:  K  e östlıchen noch e westlichen Staats-
LUAaLLDNCT angeht daflß WEN1ZSIENS der Zukunft für Katholiken und
Protestanten das schöne Wort VO  } Hans Asmussen14 Erfüllung finde ’7In
Sachen der Kırche, ihrer Lehre un ıhrer UOrdnung annn uns LUr g\e-
iINC1NSanmı tretten.‘

Die Vereinigten Staaten VO  —_ Europa als Rechtsproblem
Von VO IPPEL

Dıe Idee der Vereinigten Staaten Europa, der Plan Zusam-
menschlusses der ‚opäischen Meien:chhe1t CLIGT dau?rnden Gemeinschaft
und Art Bruderschaft gehört den schr Cn polıtischen Ldeen
der Gegenwart, 1: populär geworden siınd und sich amıt als bezeu-
SCN, W as auch der Nıchtpol:tiker, der 241e un etzten Endes der M e ch
als iıhn unNnmMmM1tLte.'bar angehend anerkennt und erlebt Denn darüber hin-
Aaus auch die Ideie des Weltstaates der Weltgemeinschaft irgendeiner
Orm sich polıtischen Hor ZONL L Menschhei:t bere:ts abzuzeichnen
beginnt 1ST diese Idee jedenfalls Augenblick VOon der Möglichkeit der
Verwirklichung noch tern Bedürtte CS dioch 97 nıcht NUur aM  T Überwin-
dung eSs West (Jst Konfliktes, sondern auch CIM Überhöhung der CUTO-

päischen asıatıschen un afrıkanischen Rassenprobleme un unterschied-
Lichen Entwicklungsstufen durch das Allgemeıin Menschliche als innerlich
xelebt und nıcht blofß als ‚0l abstrakten Gedankens Wienn auch 405
über dem Ganzen der Menschheit das Problem der europäischen Eınigung
Ceinen gleichsam L1U  — provınztellen Charakter hat un daher n:cht ohne Hın-
blıck aut die ragen der Menschheit als solche gedacht und behandeit WOT-

den sollte 1ST doch eben L& Frage der Vereinigten Staaten V O Europa
das Wort 1er zunächst ganz untechnisch und OEl  an als Formel der

Vereinigung DSEMEINT dıie uns als C iMNC uns unm:ttelbar angehende, lösbare
und für Zukunft, ja Existenz vielleicht entsche1idende heute auigege-
Ben 1St -
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Anderseits man feststellen, daß die Frage der Veremigten Staaten
Zuropa, deren Lösung sich Se1It dem Kriege ständig wachsende

und heute schon 4um ‚och' übersehbare Anzahl Organısationen be-
müuüht hat, praktısch nıcht recht VıOM Fleck kommt, ja SC Sandı
verlautfen droht Auft die ursprüngliche Bege1isterung, mit welcher der Ge-
danke aufgegriffen wurdie 1ST ‚eute unverkennbar Enttäuschung, nruhe
begreifliche Ungeduld aber auch C1NM: SCW1S Ermüdung un Ratlosigkeit
gefolgt SO kam denn Demonstrationen, die Dıinge beschleunigen,
indem eLiw2a der JuUuNSCN Generation Grenzp  C aUSSECT1LSSCHN und
brannt wurden der indem die grün-weiße Europafahne hıßte HCS

24 September 1950 V'O  $ JUNSCH >  UunO  a Freiwilligen C1LMCr 5  zahl
deutscher französischer belgischer Städte geschah Deutschland UunNnTe
anderm auf dem Bundeshaus Bonn, West-Berliner Rathaus und em
Landtagsgebäude München Darz verdient Erwähnung och d1 Demon-
SErAaLLON der tudenten Straßburg VO November 1950 auf deren "Lrans-

lesen Wr ‚„ Wer den Frieden 111 MUuU Übertragung der
Souveräntıtät auf die ereinıgten Staaten uropa wollen Alles andienre
Lüge

Im übrıgen wurde V'Ol der älteren Generation, insbesondere V' O! dien
Mitgliedern der uropa Versammlung Kritik VIOT allem Mınıisteraus-
schu{ß geübt diessen Verhandlungen völlig NEZALLV verlaufen un der
jeden Vorschlag Zur Verwirklichung der europäischen e1 Sachver-
ständıgen Ausschüsse überwiesen habe hne selbst entsche1iden und
handeln. Der Ministerausschufß SCINECTrSEC1LES beanstandete, daß die ıhn g-
langten Empfehlungen unbestimmt abgefaßt DCWESCN un: ihre Zahl
mehr als fünfzig tragen habe Damit aber Ze1gT sich C 1NIC Situation, be1 der
neben eindrucksvollen doch nıcht unmittelbar wirksamen Aktionen Jugend-
lıcher, 41so neben C111 affektiven Moment unmittelbar dıe kühle Gleich-
gültigkeit amtlıcher Stellen steht die all das Anträgen und egungen
ehrenvaoll begraben suchen, W Ads VION ihnen C10NC Änderung eingefahrener
und daher als praktisch geltender Denkart verlangtun Taten erwartet
Dazu kommt die übermäßige Redelust des modernen Menschen, die ıhn
fähıg gemacht Hatı das zunächst Wesentliche sehen un: anzugreifen. Aufts
(Sanze gesehen besteht a1lso C111 Lage, dıie ernsthaft befürchten Jäßt, daß dıe
‚uropa-Bewegung dien Weg Ies Völkerbundesun der Uno gehen könnte,
indem grundsätzlich richtige Gedanken und echte Lebensnotwendigkeiten
durch Gleichgültigkeit erzögerung und Zwiespältigkeit ZUr Unwirksam-
eıit oder Schattendasein verurteilt werden.

Die augenblickliche Lage - VO iıhr als dem gegebenen Ansatz AUS-

zugehen stellt sich mit WECNISCHN Woeorten ‚Zt a1so dar Vor run!:
einhalb Jahren, Maı 1949, wurde das SoOgeNaNNTE ‚uropa--Statut durch
dıie Regierungen England, Frankreich, Italıen, Belgien, Schweden, der
Niederlande, Norwegen, Dänemark, Irland und Luxemburg geschaffen.
Das Statut sieht als auptorgane Ministerrat und C11C beratendieVer-
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sammlung Ministerrathat jedes Mitglied CIMn Vertreter, grundsätz-
lLichden Außenminister, und Stimme; SIC 1 Sıtzungen finden hinter
schlossenen TürenSTa der beratenden ersammlung ist jedes Land nach
der Bevölkerungszahl verireten und ZWAar derart, daß England, Frankreich,
Italıen auch Deutschland achtzehn Vertreter haben, die nächst
kleineren Staaten acht, sechs oder VICT, Irland, Luxemburg un: das Saar-
land dre1 Die Art der Auswahl dieser Vertreter liegt be1 den einzelnen
Ländern Die Verhandlungen der beratenden ersammIung sind grundsätz-
lıch Ööffentlich Das Verhältnis der er rgane 7zueinander 1SET geregelt
da{fß die beratende Versammlung ihre Beschlüsse als Empfehlungen, gleich-

1Ur als Mater1al1 den Minıisterausschufß weıitergeben kann, der SCINCT-

SC1IES SC1LM} Beschlüsse als Empfehlungen dıe jeweiligen Landesregierungen
Landesparlamente gelangen läßt, ohne diuese direkt verpflichten

können.
Was die besoöndete Lage Deutschlands anbetri{fft, hat sich 12r der

Bundestag 26 Juli 1950 mi1t allen Stimmen SCDSCH dıe Stimmen der
Kommunisten {ür den Abschlufß Bundespaktes ausgesprochen und die
Vertretung tür die ratende Versammlung des uropa--Rates gewählt. Im
Ministerausschufß 1st Deutschland bisher nıcht gleichberechtigt Vertreten
doch konnte der November 1950 begonnenen Tagung Rom
Z erstenmal Beobachter entsenden damıt KLG Art Mitwirkung ohne
Stimmrecht ausüben.

Es kennzeichnet das DSCCIUNSEC Vertrauen die Aktivität der amtlichen
Organe, dafß während der Ministerausschuß 1ı Palazzo Barberini 1 Rom
Aund d1ie beratendeie Versammlung Europahaus Straßburg
sammeltWAar,die dre1 größten Organıisationen der europätschen Bewegung

November 1950 ihrerseits Ke1NCN „europäischen Aktionsrat‘ MIt Vertre-
tern aus vierzehn Ländern als Iriıbüne der aktıven Kuropäer un als Hl
Art Gegenparlament gleichzeit1g ach Straßburg einberiefen ÄDDiese ‚„„aCtionN
de vigilance v} uch als „Parlament der Wachhun bezeichnet LagtEe DCDCN-
über Europahaus der Örangerie. In „„Manıfest die Völker
dieses Aktionsrates he1ißt CS unter anderem: ‚„Die beratende Versammlung
des Europarates 1st Uugusden Forderungen der Stunde nıcht gerecht g|e_
worden. Dıie kKettung der europäischen Völker 1e1! der Union. Um das
Lebensniveau unscrer arbeitenden Bevölkerung rasch heben, brauchen
C1N'E europäischeWirtschaft Um V'OM NSETIT) Städten und Dörtern dıe dro-
hende Kriegsgefahr abzuwenden, brauchen WITLr EC1N'C europäische Diplomatie.
Um unse Freiheit siıchern, brauchen WIr3 europäische Armee Zu all
dem C555 jedoch kommen, W iıcht ZUVOT C1MC europäische Regie-
rung unter der Kontrolle C1NES Bundesparlaments geschaffen wıird

Als amtliche Hauptorgane sind, DESAYT, dıe beratende Versammlung
und derMinisterausschuß vorhanden. Die beratende Versammlung kannn als
der C1NCSs möglichen europäischen Parlamentes angesehen werden,
ohne aber die Befugnisse solchen bereıits besitzen Der Ministeraus-
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schuß stellt gleichsam die natio-nalé Souveränität der in ;hm sich begegnen-
den Staaten dar, autf deren Minderung einer europä:ischen Un10n

hinwirken kann, aber nıcht das Veto e1NeESs Mitgliedes. SO scheiterte
beispielsweise November 1950 dıe Behandlung der Europa-Armee

Ministerrat britischen Veto Da dije Außenminister ihrerseits V'O| den
Volksströmungen un Parlamentsmehrhe1'en ihrer Länder abhängig sind,
kommt letzten Endes aut 166932 un ihr Interesse den Vereinigten
Staaten VON Europa

Nun hat sich bereits ‚eu e klar herausgestellt, da{(ß eine Anzahl V'O  3 Staaten,
auf die 11149  $ unter dem Gesichtspunkt einer Europäischen Un:on zunächst
glaubte rechnen dürfen, jedenfalls vorläufig nıcht hbereit ist, in e'ne2r sol-
chen aufzugehen. Hs handıelt siıch 187 VOT allem England, dessen Stand-
punkt die skandinavischen Länder grundsätzlich teilen. Hierin steht die

wesentliche Schwierigkeit, E1INE! europäischen Einigung gelangen.
Man annn S1C bedauern, aber liegt ke1in Anlaß VOT, diese Klıppe Is EeENtTt-
scheidend betrachten, WENNN INan 1LUTrC den Gegebenheiten Rechnung rag
un nıcht versucht, S1E verschleiern. Denn da weder e1in Recht noch eine
Möglıchkeit besteht, England nötigen, sich eiNer europäischen Uniıon an-
zuschlieisen, un da utopisch ware, anzunehmen, eın Land von so hoher
polıtischer Selbständigkeit könne schliefßlich überredet werden, mu Nan

vielmehr die Latsache seiner Weigerung ZAT Ausgang weiterer Überlegun-
SCH nehmen.

Be1 näiäherer Prüfung ergibt siıch, daß die Haltung Englands weder un vc_r-

ständlıch noch feindlıch 1m Hinblick aut den Europa-Gedanken ist sder
Se1n braucht. Mit Recht hat 12S der Europa verdiente raf Couden-
hove-Calerg1, dessen Pan-Europa-Bewegung bereits auf das Jahr 1921
rückgeht, 1n se1inem Plan einer Kontinentalföderation! VO September 1950
Testgestellt. Englands Weigerung lıegt ohl nıcht Nnu Se1INer dreifachen
Interessenrichtung Europa, Common Wealth un Vereinigte Staaten
dıe Coudenhove heraushebt, sondern auch der besonderen Entwicklung
und Art es englıschen Rechtslebens Während auf dem Kontinent der
Rechtsgedanke ‚och weitgehend durch Aufklärung un tranzösische Revo-
lution bestimmt ist un dementsprechend die Tendenz besteht, das Lebe
durch rational erdachte Verfassungen, Gesetze, Verordnungen USW.: ordnen

wollen, hat sich die englısche Verfassung un Rechtswirklichkeit VOT

allem 1im Wege der Gewohnheit, AJUS der inneren Organisation des Menschen
nd AaUus dien Bildekräften des Lebens selbst entwickelt. In seiner edie VOT

dem Europarat in Straßburg hat Churchill 1eSE organısche Rechtsauffassung
mi1t der vorwiegend mechanischen des Kontinents verglichen, indem
klärte: ATch habe dıe Überzeugung veritireten, daß der Aufbau einNES
europäischen Parlaments allmählich fortschreiten und auf einer Welle VON

Tatsachen, Ereignissen und Impulsen vorangetragen werden muß un nıcht

Abgedruckt Iäuropa—Archiv 1950, S 24523 {f
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ı die chaffung einzelne gehenden Verfassun
Wir sind nicht dabei, e1ine Maschinie konstruileren, vielmehr züchten
E1NEC ebendeie Pflanze heran.‘2 Die Unterordnüng Englands unte: e1in eCuUuro-

päisches Parlament könnte geradezu Revolution SC1NECS CISCNCN echts-
denkens herautbeschwören und JENIC insulareGeschlossenheit und "Iradition
11 rage stellen, die schließlich gleichbedeutend ist mit England selbst Soll
CS daher eiNer europäischen Unıon kommen, wird S1C zunächst ohne
England, WenNnNn auch natürlich nıicht SCSCH England geschlossen werden mMüÜS-
SCN, W 4s praktiısch wichtiger ist, als Inselland i &o  und. einbeziehen
zu wollen, dessen Notwendigkeit VI gesehen zunächst wenigstens
kontinentaler ist

Weenn daher Coudenhove-Calergi vorschlägt, AB der Gruppe der töde-
ralistisch eingestellten Staaten Herzen Europas, deren Kern Italien,
Frankreich undDeutschland darstellen würden, C1NeN Bundesstaat bilden,
dem > Erinnerung arl dien Grofßen den Namen „Karlsbund” (Union
Charlemagne) oder auch „Vereinigte Staaten <  ; uropa  6 geben wıll,
ist dieser Vorschlag durchaus innvoll. Eın solcher Bundesstaat würde
natürlıch 1 se1inNner Verfassung dien Anschluß weıliterer europäischer Staaten
als möglıch und erwünscht vorzusehen haben Im übrigen hat C111 Beifragung,
die das Institut tür Meinungsforschung auf Veranlassung der europäischen
Bewegung 1 7wölf europäischen Staaten veranstaltete, und ZWAar Belgıen,
Dänemark, Westdeutschland, gland, Frankreich, Holland, Italiıen, Luxem-
burg, Westösterreich, Schweden der Schweiz 1 keinem Lande mehr
als dreizehn Prozent den Gedanken C1iNer europäischen Un10n ergeben
Darüber hinaus stimmte IO hoher Prozentzahlen der Unentschiedenen bis
auf Dänemark und Norwegendi1e Mehrzahl der Beiragten für e1Ne Uni1on,
1er England und Schweden eingeschlossen, wobel dıe England nach
Parteizugehörigkeit aufgeschlüsselte Beiragung be1i Konservativen
der Arbeiterparteipraktisch dasselbe Stimmenverhältnis erga

Betrachtet inan das Europaproblem nter dem Gesichtspunkt des Kıon-
Unents, erscheint Auch 1er der SOUverane Nationalstaat, diem jede Zu-
ständigkeit europäischer Stellen natürlich Abbruch tun IMU als ETrStES Hın-
dern1is Zugleich aber LT die YEeNANNTE Befragung den verschiedenen
Ländern deutlich, daß der Natıonalismus heute nıcht sehrP völkischen
als staatlıchen und gleichsam amtlichen Charakter tragt Man annn
ennzeichnen als die Abneigung er jeweils Regierenden als solchen und
nıicht Zzuletzt der hohenBürokratie irgend Befugnissen abzugeben,
W as Minderung der C1LDCIWVCN, als Macht aufgefaliten Stellung führen

@,könnte Dabe1 Wr ungerecht dem W 4S sich hıer als staatliıcher EK2Z0O1S-
INUS ZE1ST, NUur bösen W illen der bloße achtgier sehen wollen Vıelmehr
ZE1ZT sich hıerverhängnisvoll dıe Beharrlichkeit und Enge C10CS Denkens,

Vgl Europa-Archiv VO: 1950
ach „Deutsche Pressestelle der europäischen Bewegung“ Informationsdienst VO:
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das aller Berufung autf dıe Ka  9 die doch W Weltkriege hinlänglich
als sSinn1Os bezeugt haben, unlebendig und verkalkt geblıeben 1St und
daher echten S1NNe unfähig, Neues gestalten uch WAare CS unbegrün-
det V ıhm CLWW anderes Denn da der moderne Staat ja 24
rade aus dem Ve riu SI JENCL un1ıversalen een und amıt geIsLi1geEnN Mitte
entstandıeen 1STt d1ı: als Christentum un: Humanı1ısmus e1nNns das Reich dies MI1t=-
telalters grundlegten, ann C auch nıcht durch eben analytische Den-
ken überwunden werden, AUS dem hervorging S0 W1C die nominalıstische
Weltanschauung, dıie Nnur Macht und Ratıo für wirklich hält sich SCcinen

analytıschen un abbauenden Charakter a 1St SiC ıhrem Weesen nach
fähig, das VO 1111 her Aufbauende und Allgemeine begreifen S0 DC-
sehen bedeuten auch JENC Sachverständigenausschüsse aut dıe er Europa-
rat alles abzuschteben SENC1IST 1St die Letzte Folge C1NEeES analytischen Pro-
ZeSSES be1 dem das, wWwW4S 1U  an aus Weisheit Herzenswärme un Wıllensent-
schlossenheit als Cc1nN Eıinheitliches geschaiffen werden kann, lauter Einzel-
heiten zertällt bis endlıch VOT Bäumen der Wald nıcht mehr gesehen wird
Und besteht leider auch NUur Hoifnung, daß der Bürokratie VvVon

sich AaUS gelıngen sollte JENCS Schattendenken überwıinden, das MIL iıhr
selbst als Praxtis = STAaucCr, 1iıdeenloser "Lheorte gxeboren wurde.

Die Schwierigkeit, C1NCeCr europÄäischen Unıiu0n kommen, hängt we1iter
dem, WAas ach diem Grundsatz allgemeiner. Wahlen siıch als die art-eren-

mälßige Zusammensetzung C1NCS europäıischen Parlaments errechnen 1aßt
Denn INa  a’ die Verhältnisse zugrunde le gt W1C S1LC heute sind würde

solchen Parlament der Soz1alısmus MI Anhängern er
Minderheit SC1N Hiıerdurch erklärt sich ViIO em schon Gesagten abgesehen,
der Widerstand der englischen Labourparty, ETICH Exekutivkomitee SOmM-
iINCGLr 1950 feststellte 55 C Labourparty werdie keine Verpflichtungen über-
nehmen, die S1C der Verwirklichung des Sozialısmus hindern könnten
DL Labourparty lehne die Schaffung e1INECSsS europäischen Parlamentes Mit

legislativer Gewalt oder deren Übertragung auf die Konsultativversammlung
des Europarates ab ‘Ch Ieser Stellungnahme entspricht wesentliıchen auch
dıie Haltung dier kontinentalen Sozialisten, weil > türchten, C111 CUurO-

päischen Parlament der Minderheit SC1M Hs geht daher 1e Lendenz
dieser Kre1se VON ihrem Standpunkt AUuS verständlich dahıiın, warten, his
etitwa dıe Möglichkeıit siıch erg1ibt, E SCECINTES soz1allstisches Europa schaf-
ten Nur w1ird hierbe dıe Dringlischkeit der Stunde überhört, da Europa nicht
viel e1it mehr verschwenden hat sondern handeln mu{l WICNN nıcht
untergehen 41l

Die Befürchtungen dieser, WenNnN inNnan darf europäischen Linken
lıegen hauptsächlich aut ZWeEe1 Gebieten: auft wirtschaftlichen und kulturellen

Vgl Ernst en Hippel, Die Krise des Staatsgedankens undie tTeNzen der Staats-
gewalt, 1950

Europa-„_Archiv VO 1950 RT Entsprechend dıie Debatte VO: 13 : 1950
Unterhaus.
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Dı gtien Staaten u  pa Rechtsproblem
Und ZWAar befürchtet INan, die europäischeUnion werde wirtschaftlich s EC=
aktionär‘“ 35beral‘“‘ un „kapıtaliıstisch‘‘ SCIMN, jedenfalls nıcht bereit; SO2zZ12-
listische Planungsprogramme durchzZuführen Und kulturell muß Parteien,
die DE1ISUS der Aufklärung wurzeln, C 1 Europa als uUunNnerw  CNT erschei-
NCMN, V'OI dem INa  a fürchtet, da{ß CS nıicht NUur christlich, sondern katholisch
und klerikal SC1LIL würde.

Nun MOSCH die hıer erhobenen Bedenken, die neben nationalstaatlichen
und volksegoistischen (Gründen und neben der schon geschilderten Unfähig-
keit der modernen Demokratie anders als „Zuständigkeit nämli;ch grund-
sätzlıch denken, heute Haupthindernisse für europässche Einıgung
bılden, zunächst zurückgestellt werden Denn ehie auft Z innvoll ZC-
ZaNnSZCNH werden kann, Mu d1ie rage aufgeworfen werden, W 1: diese CUDO-

päische Un1on staatsrechtlich eigentlich vorzustellen 1STt
Es erg1bt sich 1er die Tatsachie daflß WENLSSLIENS über das Grundsätz-

liche Unionsverfassung weıtgehend Eiınigkeit bestehen scheint obwohl
geradıe AaUS dem, WdsS 11141l siıch als egelung vorstellt JC Besorgn1isse her-
rühren, d1 aus wirtschaftlichen un kulturellen Gründen den Wıderstand
der Linken aut den Plan ruten Erscheint CS doch vorab als gyleichsam selbst-
verständlıch 7Zzunächst C111 gesamteuropÄätsches Parlament bilden, W1'C 1111-

INner das Wahlrecht i1ihm SC11M INAaS Als rgan rolgt dann W1C6 VO

selbst C1in Staatenhaus SC1 LLU)| ach Art dies deutschen Bundesrats Odier dies
amer1ikanıschen Senats gedacht Dazu ame annn noch efwa C111 Bundes-
präsıdent, a Anzahl Bundesgerichte un schließlich Cn Katalog On

Grundrechten, i wiß em europäischen Bürger politische Minderheiten un
ndlıch dien Kıiırchenz Vorbehalte C1ZEINC) Rechtes 54  N  NITAauUI  I> würde.

Nun 1st 6S aber gerade diese Verfassung, die als Iiragwürdig oder doch als
ungenügend bezeichnet werden mufß, selbstverständli;ch S1IC sich an’zubieten
sche1int. eht CS doch nıcht darum, C1inNn leeres Machtgebilde und S Art
Überstaat schaffen, welcher 1 Leere letztlich der Bismarcksche
Bundesstaat zugrundıe 1, sondern die kulturelle wirtschaftliche un poli-
tische Eıinheit Kuropas 11CU WINNCN, die Ee1INSE das mittelalterliche Reich
bei allen Mängeln ier unleugbaren Größe C1LNCS europäischen Bewußtseins
besaß

Wenn INnan sich klar macht, da{fß das Vereinigte Europa Nur annn C1NENN

moralıschen Wert bedeuten kann, Wn ihm wahrhaft schöpferischie Krä
des Guten siıch enttfalten können als Iräger un FPortführer JEeENCL Kultur die

C1NC christlich humanıstischie WArL, S mu{(ß tür diese schöpferischen
Kräfte Cc1nMN Platz vorhanden denn ohne -sie WATrCcC 1in europäischer un-
desstaat leer, ideen10s und damıt zugleich innerlich außerlich schwach
Insbesondere 1ST berücksichtigen daß eC1MN europäischer Föderalismus nıcht
nNnur Staaten umtassen würde die wesentlichen 1Ur Träger C111 DCMMNCUIN-
Sam en Kulturbewußitseins odir Unterschieds dies Heimatgefühls darsteilen

In dieser Rıchtung wurde der Bntwurtf tür „Europäischen Bundespakt” VO
der Uniton der ‚Europäischen FPöderalısten vorgelegt.
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ondern verschieden Kulturhb ıchie rschıedene St
dene Traditionen vertreten erHinweis, daß etwa 1der Schweiz diese
Kreise nationalen Sonderseins friedlich zusammenleben, utzt hier WCNLS,
da sich dort e1NeCeN Kleinstaat mi1t jahrhundertelanger Iradition han-
delt, den verschiedene Nationalıtäten ZWAar hineinragen, jedoch iıhre
Wurzel außer ihm iınden. Den schr CS heute erforderlich ist, die baby-
lonische Sprachverwirrung 1 Europa überwinden, darf 1eS doch offen-
bar ı8U geschehen, daß d1e Nationalitäten bıe hö werdien durch das,
WwW4S als KT wahrhaft UÜbernatürliches angesehen werden darf, nämlich den
europälischen Menschen und dıe europäische Kultur.

Dagegen besteht be1 der vorgestellten Regelungdie Gefahr, daß
doch jeweils wertvolle Eigensein der europäischen Natıonen nıcht überhöht
wird durch Cc1nNn Un1iversaleres, 1! dem sich alle finden dem, W.4AS jede
Natıon als E1igenes und Weertvolles 1er geben hat sondern daß C1NC.

Abschleifung ertolgt Wege C165 kulturellen Abbaus und allgemeiner
Gleichmachere1i Waienn nämlıch etwa die Angehörigen programmgleicher
Parteien e1NeMmM europäischen Parlament ohne Rücksicht auf die ultur
der einzelnen Natıonen sich zusammenschließen, muß letztlich e1iNe bar-
barıschie Vereinfachung Weltanschaulichen, Kulturellen und Wirtschaft-
Ilıchen entstehen Hıer Ze1LgT sıch auch 1e Schwäche anung, dıe einfach
den S!  enannten modiernen Staatsbegrift auft bundesstaatlicher Ebhbene M

wirklichen dürftfen glaubt. Denn dieser Staatsbegriff 1St, mMas die
Staatsform despotisch der demokratisch SCLMN, heute und totalıtär, da

VQ der Herrschatt dies .Politischen ber alle Lebensbezüge ausgeht, für
die Regierung und Parlament als zuständig ersche1inen. Nun gehört diese
Vorstellung aber den gefährlichsten Irrungen der Neuzeıit; sS1e ist die
eigentliche Ursache diem, W dS5 modernen Staat lebensfremd un: ZCe1-

störerisch wirkt. SO 1ST denmn uch kein Zufall, daß ı KEuroparatdie CUTO-

päische Kultur bereits gegenüber {em Technischen und Wirtschaftlichen
bald i Vergessenheit gertet. Während 1i T 1949 noch111e ihrer
eindrucksvolle Debatte ber Human1smus un: Christentum stattfand,
1950 On Kultur kaäum mehr die ede Das folgt mit logischer Notwendig-
e1It A2uUS gedanklichen Fehlordnung, die den Kulturbereich dem Pl011-
tischen unterwirit und ıhn gleichsam als Objekt für ministertelle Verfügun-
SCH betrachtet. Denn dader politische Bereich als solcher :unfähigist,Kultur

schaffen, solche vielmehr NUr übernehmen, schützen und fördernkann,
mu{(ß jl©‘d€ darüber hinausgehende Debatte über Kultur 1 Parlament
schr bald wesenlosen Geschwätz werdien der doch bloßen Wünschen
und Forderungen, die dort nıcht Aaninlı Platze sind. Vıon der empfundenen Mi1(ß-
lıchkeıt, falschen Platz und ohne greifbaren Siınn ber Kultur geredet
haben, führt der nächste Schritt ihrem Vergessen.

Be1 der Unzuständigkeit des pohitischen tür den kulturellen Bereich, ohne
den ‚UrO'  a dioch wirklich geeintwerdien kann, wird erforderlich, das
Schema des totalen, das heißt NUur politischen Staates aufzugeben. Auf den
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Plan e1INe europäischen. bezogen,würde 1825bedeuten, daß neben die
politischen Organe ein UOrgan treten mulß, das den europäischen Ku LUT
bereich betreut und etwa als Kultursenat bezeichnet werden könnte.Nicht
die politischen Organe, sondern dieser Senat warefürdie SCHICIMNSAMEN Kul-
turbelange Europas als zuständig anzusehen.

Die Zusammensetzungdieses Senats ergäbe siıch Aaus dem Weesen der CUTO-

päıschen Kultur selbst, die durchdie Antıiıke (Humanismus), durch das Mit-
telalter (Christentum) durch die Neuzeıit (Naturwissenschaften, Technik)
sich bestimmt. Diese Entwicklung ze1igt, VOM Tiechnischen her gesehen, SI

aufsteigende Linte,VO Geistigen dagegen C11C absteigende, die V'O! der
überragenden Stellung dies relig1ösen Glaubens ZADGG Vorherrschaft der Ver-
nunit und schließlich dies Stottes tführte Dadurch, daß ]|Cdl€ Stutfe sıch VON

der jeweils höheren löste, verlordie höhere Wirkkraft und dıe niedere
1ıdeellem Gehalt, damıt zugleich geistiger Grundlage und Objektivität.
Daraus aber folgt die Notwendigkeit, dien gyemachten Wieg hne Aufgabe des
wirklich Erreichten gleichsam >VIOTL nten ach oben zurückzugehen, al
Stufen des Einheitlichen, aber 1l der euzeit Zerrissenen Gesamtgefüges
wiederum verbinden.

Dies würde, bezogen auf den europäischen Senat praktisch bedeuten daß
dieser anstelle verschiedener Parteien verschiedene Kulturbezirke derart 11

sichvereinigenmuß, daß sS1C ihrer Ganzheit als Ausdruck der europäischen
ultur angesehen werden Öönnen. würde der relig1öse Bereich durch
die Kirchen vertreten SC1N. Entsprechend müßten 111 diesem Senat die
Geisteswissenschaften, die Naturwissenschaften un die Kunst durch her-
vorragendeGelehrte und Künstler ihre Vertretung finden Auf diese Weise
könnte‘ ELW die Zersplitterung des abendländischen Geisteslebens beho-
ben werden, nämlıch das Auseinanderfallen V'OIL Religion, Wiıissenschaft und
Klunst, WAaS den relıg1ösen Bereich kraftlos, den geistigCN blind un den
künstlerischen leer gemacht hat Auch ware cC1nN Gegenmittel dıie
fortschreitendie Spezialisterung ZCWONLVCN, die, MI1t ‚en geENaNNLEN Lebensbe-
reichen beginnend, schließlich bis ZuUur Unfähigkeit gegenüber allen rund-
fragen geführt hat

Auf Sonderfragen der hiıer vorgeschlagenen Regelung einzugehen, Oohnt
sich erst dann, wWenndas Prinzip als solches anerkannt wird Nur soviel SC1

‚och SESAZT, daß dıe Vertreter des Kulturbereichs naturgemäfß nıcht V'O!  z p_
itischen Körperschaften, sondern: Nur Von den territor1alen Vertrefungen |dies
jeweiligenKulturgebietes selbst gewählt werdien düriten, wohel 1 Interesse
derArbeitstraditionsich eiw2 Drittelserneuerung W IC auch en W1SSCS KiO-
optionsrecht des Senatsempfehlen würde.

Fürdie Rıchtigkeit deshier vorgesehenen Wegesdürfte sprechen, dai
Le1ibniz ı SC1INCIN Streben, Furopa1C  e EINLDCN, die Unıon der Kirchen WI1IC

Vgl Valentin Tomberg, Degeneration un: Regeneration der Rechtswissenschaft, 1946
ber die Ordnung Staat, vgl EL+vV. Hıppel, Gewaltenteilung 117 modernen Staate,

1948
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die Bildung VIO Akademien Angrıiff nahm, 1' kulturelle Einheit
Europas als NNECTC Voraussetzung der äzußeTCN vorzubereiten. In gleicher

SIl NECUECSIEC Unternehmungen, W1C die Biıldung übernationaler
Universitäten, d: Gedanke G1LEIG kulturellen AÄAutonomie erhalb des Staa-
vES; der Aachener Auftruft e1NemM „Olympia d\ Wıssenschaften und der
schönen Künste > internationale Kulturwochen un anderes mehr ist doch
He der Gedanke er SISCHCN Auigabe des kulturellen Bereichs vyegenüber dem
Politischen 8ball SC1INE Verbindung M1 übernationalen erten jeweils deutlich.

Im Hıinblick auf die gegenwärtigen Engpässe dies Europarates aber Jäge
die praktische Bedeutung dieser rage nıcht zuletzt darın, daß eben
kulturellen Fragen, ber die sıch die Parte1ien heute weder innerhalb der
Länder ‚och Europarat CINISECN können, e1l iıhnen vielfach wirkliche
Sachkenntnis fe  1t dem politischen Bereich überhaupt ©IltZ*0g@[l'l würden

Endlıch würde K sich arum handeln, Europa auch als CI DZCW1ISSEC Kın-
e1t anıt diem bıe T herzustellen Um dies erreichen,
würde sich sachgemäß Cc1in europäischer Wırtschaftsrat als Vertretung der
Wırtschaft selbst ergeben, wobel die Wırtschaft ihren verschiedenen Z wie1-
SCcCHh Wırtschaftsgruppen (Arbeitgeber Arbeitnehmer, Konsumenten) un

Berücksichtigung der Stellung dies Menschen Wiırtschaftsprozeiß ZuUr

Vertretung kommen mülte nıd da der polıtische Bereich d:  123 heute durch
SC1MEN Totalitätsanspruch sich ohne Grund 21.iS Staat bezeichnen pflegt,
{ür en Wırtschaftsbereich SI als prımar zuständig angesehen werden
annn W1C {ÜUr dien kulturellen, ergibt sich, dafß diese Vertreter durch Re-
präasentanten der Wırtschaft der verschıedenen Länder selbst stellen
TCTH Im übrigen kannn 8EMER  } teststellen, da{(ß W1C dıe Autonomite des kultu-
rellen reichs gegenüber dem polıtischen gew1issermaßen der Fuft liegt,
Gleiches uch bezüglich d: Wırtschaft g1lt Insoweit bedeutet der Schu-
manplan Hinblick auft die Souveränität des Nat:ionalstaates die TEr
C1NECM Punkte WwEN1LSSTENS überwunden würdıe S1Nen echten Portschritt An-
derse1its aber ol ]lte 1898008  z nıcht verkennen da{ß dieser Plan durch die Schaf-
fungo NCUCT Behörden dıie Wırtschaft Z Objekt des politischen
Bereichs macht un: insofern ihrer Entmündigung testhält Was ber
könnte die Hybris des homo politicus rechtfertigen, siıch Kultur un Wırt-
chaft unterwerten, nachdem ' Unfähigkeit beide ordnen,

offenkundig und katastrophal bewiesen hat” eht C doch nıcht A}
Weg tortzusetzen a dem dıe totale Politik etzten Endes den Menschen als
solchen entmündi1gt und den Staat Zwangsanstalt C111 Alp-
druck un Miodtloch macht dem siıch durch Flucht über See entziehen
heute schon der hoffnungslose Wunschtraum vieler Europäer 1St

Auft 1Ce SE Wee1se lLieße sich auch JENCL Wie1Dere ngpa überwinden, en
heute dıie Verhandlungen Europarat un er durch Schlag-
WOTrL W1e Kapıtalismus oder Soz1al1ısmus gekennzeichnet wird Weenn Naml-
liıch der politische Bereich für unzuständig erklärt wird, das regeln, w 4S

ınhaltlıch nıcht 1 Zuständigkeit tällt, enttiele WENLZSTIENS er Möglich-
26



Die Vereinigten Staaten von Europa als Rechtsproblem
e1t nach auch emotionale Moment doktrinärer Fanatısmen, 2 heute
w1e C111 Religionskampf die politischen Verhandlungen Zerklütten und
dıe NUur voluntaristisch un quantitativ, nicht aber Aaus den Notwendigke1-

der Sache heraus entschıieden werden pilegen. Indem vielmehr das,
w4S 7unächst P Frage vernünftiger Wiırtschaftsgestaltung ist und nıcht

persönlicher Neigung oder Abneigung der Wırtschaftt selbst als der sachlich
zuständıgen Stelle übertragen würde, bestündıe Hoffnung, die auch dann noch
verbleibenden Spannungen doch sachliıch entscheiden. Ruftf ach dem
Sachverständigen W16 dıe Einrichtung nationaler Wırtschaftsräte M1 alLLer-
dıngs unzureichenden Vollmachten C klar, dafßß der Her vorgeschlagene
We  » Rıchtung der Entwicklung der Zeiterfordernisse selbst liegt Ist
doch dies wıiıederholen der Staat der Aufklärung C  -  ute DEISLLE VC

altet und annn nıcht als technischer Apparat und eerer Mechanısmus be1-
behalten werden, W WI1r nıcht eiNenN Iyrannen STa IM wahren Geme1n-
schaftsordnung ber uns haben wollen.

Hs könnte schliefßlich die ragı erhoben werden, W1C etw2a das Mi:teinander
des kulturellen; dies polıtischen un! des wirtschaftlichen Bereichs denken
SeC1 Dazu SC1 1Ur soviel MESAZT daß MNan grundsätzlich VON E1NCTr Nebenord-
nuns dieser dre1 Bereiche wird ausgehen MUSSCNH, die Wege koordinier-
ter Verhandlungen sich verbinden hätten. Denn das Prinzıp der Einheit
lıegt recht verstanden nıcht 1 schematischer Zentralisation, sondern 1 SC -
ordneter Mannigfaltigkeit, dıie ıhre Mitte er Freiheit des Menschen fin-
det uch der politische Bereich selbst würdee nıcht verlıeren, sondern g1€_

Und ZW ATr nicht zuletzt Ansehen 1 der öffentlichen Meınung, da
sich auft die Aufgaben beschränkt ıhm SE1INCIN Weesen ach 7ukommen und
sich fernhält V'O!  > diem W 4s außerhalb SC1IMNESI natürlichen Zuständigkeit legt

Dabe1i brauchte der Plan C11CS europäischen Bundesstaates keineswegs
aufgegeben werden ohl aber bedart C er Anpassung, sollen nıcht dıe
Kultur- und Wirtschaftsiragen der Politisterung un amıt wesensfremden
Gesichtspunkten ZUuU Opfer allen Der Satz ‚„‚Schuster bleib’ be1 deinen Le1-
SteN gilt schliefßlich naıcht NUuUr tür das persönliche Leben des einzelnen, SCOM1-

dern auch für das der menschlichen Gemeinschaften e  Cr vernünftige
Mensch wıird begreitfen, da{fß C selbst Nur bestimmte Dınge versteht un wird
daher keinen Anspruch erheben das regeln WAar nıcht oder unNSCHNU-
yend übersteht. Gleiches aber gilt auch tür den polıtischen Bereich. ÜIie ge_
gente1lige Prax1s der Gegenwart Mu notwendig eeres Machtstreben be-
gunstigen un: das 1iNNEeTIC Gefühl tür Verantwortung abstumpfen. Anerkennt
INan aber die jeweils besondere Aufgabe von Politik, Kultur un Wirtschaft
und träagt ıhr 1ı einer europäischen Verfassung Rechnung, W arr begrün-
dete Hoiffnung, daß Europa als kulturelle, politische und wirtschattlıche
Einheit wahrhaft erstände und das Reich dies Mittelalters 1! zeitgemäßer
Form erneuerte Damıit W aICc auch das gelöst, W 4S die Idee der Vereinigten
Staaten V'O!  $ Europa als verwirklichendes Rechtsproblem uns heute aut-
<1bt Möge handeln ehe CS spat ist!
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